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Text 

§ 24. (1) Bemessungsgrundlage bildet bei einem Beschädigten, der unselbständig erwerbstätig ist, 
ein Vierzehntel des Jahreseinkommens, das der Beschädigte vor dem Eintritt des schädigenden 
Ereignisses oder – wenn dies für ihn günstiger ist – vor dem Antritt der militärischen Dienstleistung 
erzielt hat. Fallen in den Zeitraum des letzten Jahres vor dem Eintritt des schädigenden Ereignisses oder 
vor dem Antritt der militärischen Dienstleistung Zeiten, in denen der Beschädigte infolge Erkrankung, 
Unfalls, Arbeitslosigkeit, Teilnahme an Förderungsmaßnahmen zur Erlangung eines Arbeitsplatzes nach 
dem Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBl. Nr. 31/1969, oder vorübergehender Kurzarbeit kein oder nicht 
das volle Arbeitseinkommen bezogen hat, so verlängert sich der Zeitraum um diese Zeiten; bei der 
Festsetzung der Bemessungsgrundlage bleiben diese Zeiten außer Betracht. Zeiten, in denen ein 
Beschädigter Grundwehrdienst oder Milizübungen oder die ersten sechs Monate des Ausbildungsdienstes 
geleistet hat, haben bei der Feststellung des Bemessungszeitraumes zur Gänze unberücksichtigt zu 
bleiben. Ergeben sich für den Beschädigten dadurch Härten, daß eine erstmalig aufgenommene 
Erwerbstätigkeit vor dem Eintritt des schädigenden Ereignisses oder vor dem Antritt der militärischen 
Dienstleistung noch nicht ein Jahr gedauert hat, so ist die Bemessungsgrundlage nach dem 
Jahresdurchschnittseinkommen festzusetzen, das eine Person gleichen Berufes unter gleichen 
Voraussetzungen üblicherweise erzielt. 

(2) Als Einkommen gilt der Arbeitslohn. Unter Arbeitslohn sind die Geld- und Sachbezüge zu 
verstehen, auf die der Dienstnehmer (Lehrling) aus dem Dienst(Lehr)verhältnis Anspruch hat oder die er 
darüber hinaus auf Grund des Dienst(Lehr)verhältnisses vom Dienstgeber oder von einem Dritten erhält, 
einschließlich der Sonderzahlungen, wie zum Beispiel ein 13. oder 14. Monatsbezug, Weihnachts- oder 
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Urlaubsgeld, Gewinnanteile oder Bilanzgeld. Als Arbeitslohn gelten nicht die im § 49 Abs. 3 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes angeführten Leistungen. Einkünfte in ausländischer Währung 
sind nach dem Durchschnitt der Mittelkurse für Devisen der Wiener Börse des Monates umzurechnen, in 
dem sie erzielt worden sind; der Umrechnung von Währungen, die an der Wiener Börse nicht notieren, 
sind die von der Oesterreichischen Nationalbank errechneten Werte zugrunde zu legen. 

(3) Bei Personen, die ohne Dienstnehmereigenschaft in Familienbetrieben tätig sind, ist bei der 
Feststellung der Höhe des Einkommens die Höhe des kollektivvertraglichen Arbeitslohnes für 
Dienstnehmer in gleicher Verwendung heranzuziehen. 

(4) Für die Bewertung der Sachbezüge gilt die Bewertung für Zwecke der Lohnsteuer. 

(5) Bemessungsgrundlage bildet bei einem Beschädigten, der selbständig erwerbstätig ist, ein 
Vierzehntel des Einkommens, das der Beschädigte im letzten Kalenderjahr vor dem Eintritt des 
schädigenden Ereignisses oder – wenn dies für ihn günstiger ist – vor dem Antritt der militärischen 
Dienstleistung erzielt hat. Die Bemessungsgrundlage ist jedoch mindestens nach dem 
kollektivvertraglichen oder gesetzlichen Arbeitslohn festzusetzen, welchen Dienstnehmer in 
vergleichbarer Verwendung erhalten. Ergeben sich für den Beschädigten dadurch Härten, daß eine 
erstmalig aufgenommene Erwerbstätigkeit vor dem Eintritt des schädigenden Ereignisses oder vor dem 
Antritt der militärischen Dienstleistung noch nicht ein Jahr gedauert hat, so ist die Bemessungsgrundlage 
nach dem Jahresdurchschnittseinkommen festzusetzen, das eine Person gleichen Berufes unter gleichen 
Voraussetzungen üblicherweise erzielt. 

(6) Für die Höhe des Einkommens ist der rechtskräftige Steuerbescheid maßgebend. Für die Zwecke 
dieses Bundesgesetzes werden dem in diesem Bescheid ausgewiesenen Einkommen aus den 
Einkunftsarten des § 2 Abs. 3 Z 1 bis 3 des Einkommensteuergesetzes 1988, BGBl. Nr. 400, 
hinzugerechnet: 

 a) der jeweils für das der Berechnung zugrunde gelegte Kalenderjahr geltende 
Werbungskostenpauschbetrag (§ 62 des Einkommensteuergesetzes 1988); 

 b) vorzeitige Abschreibungen infolge steuerrechtlicher Sonderbestimmungen, die nur für 
selbständig Erwerbstätige Geltung haben (Bewertungsfreiheitsgesetz 1963, BGBl. Nr. 193). 

Ist ein rechtskräftiger Steuerbescheid für das maßgebende Kalenderjahr nicht vorhanden, so ist bis zur 
Erlassung desselben der letzte rechtskräftige Steuerbescheid aus der vorangegangenen Zeit 
heranzuziehen. In allen übrigen Fällen richtet sich die Höhe des Einkommens nach den in der 
Steuererklärung für das betreffende Kalenderjahr einbekannten Einkünften. 

(7) Gründet sich der Rentenanspruch auf verschiedene schädigende Ereignisse (§ 1) und kommen 
mehrere Bemessungsgrundlagen in Betracht, so ist die für den Beschädigten günstigste 
Bemessungsgrundlage heranzuziehen. Werden selbständige und unselbständige Erwerbstätigkeiten 
nebeneinander ausgeübt, so ist die Bemessungsgrundlage aus der Summe der aus diesen 
Erwerbstätigkeiten erzielten Einkünfte nach Maßgabe der Abs. 1 bis 6 zu ermitteln. 

(8) Befand sich der Beschädigte zur Zeit des Eintrittes des schädigenden Ereignisses noch in einer 
Berufs- oder Schulausbildung, so wird von dem Zeitpunkt ab, in dem die begonnene Ausbildung 
voraussichtlich abgeschlossen gewesen wäre, die Bemessungsgrundlage jeweils nach dem Einkommen 
errechnet, das für Personen gleicher Ausbildung durch Kollektivvertrag festgesetzt ist oder sonst von 
ihnen im Durchschnitt erreicht wird; hiebei sind solche Erhöhungen des Einkommens nicht zu 
berücksichtigen, die der Beschädigte erst nach Vollendung seines 30. Lebensjahres erreicht hätte. Diese 
Bestimmung ist entsprechend für Beschädigte anzuwenden, die zur Zeit des Eintrittes des schädigenden 
Ereignisses noch nicht 30 Jahre alt waren, sofern die Errechnung der Bemessungsgrundlage auf diese Art 
für den Beschädigten günstiger ist. Erfolgte eine berufliche Ausbildung gemäß § 17, so ist von dem 
hiedurch erlernten Beruf auszugehen, sofern dies für den Beschädigten günstiger ist. 

(9) Liegt die unter Bedachtnahme auf § 24a gebildete Bemessungsgrundlage unter der zum 
Zeitpunkt des Rentenanfalles (§ 55) geltenden Mindestbemessungsgrundlage oder über der zu diesem 
Zeitpunkt geltenden Höchstbemessungsgrundlage gemäß § 24b, so sind der Rentenbemessung die zum 
Zeitpunkt des Rentenanfalles gemäß § 24b als Mindest- bzw. Höchstbemessungsgrundlage festgesetzten 
Beträge zugrunde zu legen. 

(10) Die Bemessungsgrundlage ist auf Beträge von vollen 10 Cent zu runden; hiebei sind Beträge 
unter 5 Cent zu vernachlässigen und Beträge von 5 Cent an auf 10 Cent zu ergänzen. 

Anmerkung 

ÜR: Art. V, BGBl. Nr. 285/1990, Art. IV, BGBl. Nr. 483/1985 
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